
Freiheit für Oskar Neumannü 
Freiheit für Karl Schabrod!

Heraus aus den Gefängnissen mit allen Friedensanhängern!
Sofortige Einstellung aller Gerichtsverfahren und polizeilichen Ermittlungen gegen 18 000 
Demokraten, Sozialisten, Kommunisten und Gewerkschafter!
Schluß mit der unmenschlichen Methode des Rufmords, der Drohungen und Erpressungen 
gegen alle Atomkriegsgegner!

Schluß mit der Verhaftung und Drangsalierung friedliebender Bürger in Westdeutschland!

Aus Furcht vor der wachsenden Bewußtheit des Volkes, das 
nicht für die westdeutschen Militaristen in den Krieg ziehen 
will, bekämpfen die Ultras auch mit verstärktem Justiz­
terror die nationale Bewegung gegen den Atomtod und 
für den Abschluß eines Friedensvertrages. Wie einst Hitler 
im Jahre 1933, gestalten sie die bevorstehenden Bundes­
tagswahlen zu „Schutzhaftwahlen". Zwei hervorragende 
Patrioten, die Kommunisten K a r l  S c h a b r o d  u n d  
O s k a r  N e u m a n n ,  wurden aus diesem Grund im Juli 
1961 ins Gefängnis gezerrt.
Schon in der Nazizeit wurde Karl Schabrod wegen seines 
mutigen Eintretens gegen Faschismus und Krieg von den 
Faschisten zu lebenslangem Zuchthaus verurteilt und zwölf 
Jahre in Konzentrationslagern gequält. Nach 1945 trat .er 
als Abgeordneter der KPD im Landtag von Nordrhein-West­
falen für die Interessen des Volkes ein. Da mit dem wider­
rechtlichen Verbot der KPD nicht das aktive und passive 
Wahlrecht der Kommunisten betroffen wurde, kandidierte 
Karl Schabrod für den Bundestag.
Am 9. Juli 1961 fand in Hagen die Gründungsversammlung 
der „Kommunistischen Wahlgemeinschaft" statt. In dem 
14 Punkte umfassenden Programm der Wahlgemeinschaft 
wird unter anderem erklärt: Die Erhaltung des Friedens ist 
das erste Gebot einer deutschen Politik. Die Kandidaten 
wenden sich gegen die atomare Aufrüstung und treten für 
die demokratische Wiedervereinigung und die Verwirk­
lichung der Selbstbestimmung durch Abschluß eines Friedens­
vertrages ein. Sie fordern die volle Wiederherstellung der 
parlamentarisch-demokratischen Ordnung.
Wegen seiner Teilnahme an dieser Gründungsversammlung 
wurde Karl Schabrod von der politischen Polizei am 22. Juli 
1961 verhaftet, weil diese Versammlung angeblich „grund­
gesetzwidrig" gewesen sei. Die willkürliche Verhaftung 
demokratischer Politiker ist das einzige „Argument" der 
Militaristen. Dafür können Mitglieder- der SS und Kriegs­
verbrecher, wie z. B. Reinefarth, ungehindert kandidieren. 
Das Volk und selbst das Bonner Grundgesetz stehen je­
doch auf der Seite Karl Schabrods und der anderen kom-

FreShest für den Frieden!

Aus Anlaß  des  5. Jahres tages  des  w iderrech tli chen  
Verbots  der  Kom m unist ischen  Par te i D eu tsch lands  
fand  am  16 .  Augus t 1961  in  Ber l in  e in e  T agung des  
Kom itees  zum  Schutze  der  M enschenrech te  und  
der  Vere in ig ung  D em okra t ischer  Juris ten  D eutsch­
lands s ta t t.  D ie  Tei lnehm er d ieser  Tagung s t im m ten  
e inm ütig  fo lgender  Erk lärung  zu :

Wir Teilnehmer der heutigen Tagung des Komitees zum 
Schutze der Menschenrechte und der Vereinigung Demo­
kratischer Juristen Deutschlands begrüßen von ganzem Her­
zen die Maßnahmen, die unsere Regierung zum Schutze 
des Friedens getroffen hat.
Tiefe Genugtuung erfüllt uns, daß dem von Westberlin ge­
lenkten Menschenhandel, Kindesraub und Spekulantentum 
ein Ende gesetzt wurde. Die Maßnahmen zum Schutze un­
serer Grenzen — wie sie in jedem souveränen'Staat üblich

munistischen Einzelkandidaten. Im Artikel 33 des Grund­
gesetzes heißt es: „Niemandem darf aus seiner Zugehörig­
keit oder Nichtzugehörigkeit zu einem Bekenntnisse oder 
einer Weltanschauung ein Nachteil erwachsen.“
Wir fordern daher auf das nachdrücklichste die sofortige 
Freilassung Karl Schabrods.
Für die Interessen der Arbeiterklasse und aller friedlieben­
den Menschen tritt auch Oskar Neumann ein. Wegen seines 
antifaschistischen Widerstandskampfes wurde er von den 
Nazis im Konzentrationslager gefoltert. 1952 wurde er 
wegen seines Mitwirkens im Hauptausschuß gegen Remili­
tarisierung, wegen Unterstützung der Forderung nach Volks­
befragung über die Atomaufrüstung und den Abschluß 
eines Friedensvertrages vom Bundesgerichtshof erneut mit 
drei Jahren Gefängnis bestraft. Die gleichzeitige Aberken­
nung seines passiven Wahlrechts zeigt die Furcht der Mili­
taristen vor diesem aufrechten Kämpfer. Jetzt, am 5. Juli 
1961 wurde er erneut ins Gefängnis geworfen.
Mit dieser politischen Gesinnungsjustiz richtet sich der Bon­
ner Unrechtsstaat selbst. Die Kerkerhaft des Patrioten Oskar 
Neumann ist ein grober Rechtsbruch und Verstoß gegen 
die von den Imperialisten soviel gepriesenen Menschen­
rechte. Seine sofortige Freilassung erfordern das Recht und 
die politischen Verantwortung den Völkern gegenüber.
Die Arbeiterklasse der DDR hat den Bonner Ultras am
13. August 1961 einen entscheidenden Schlag versetzt. Die 
westdeutsche Arbeiterklasse muß und wird die Militaristen 
in Westdeutschland schlagen. Die Interessen unserer Na­
tion erfordern daher, daß solche hervorragenden Patrioten 
wie Karl Schabrod und Oskar Neumann sofort freigelassen, 
daß alle Friedensanhänger aus den Bonner Gefängnissen 
entlassen, daß sofort alle Gerichtsverfahren und polizei­
lichen Ermittlungen gegen 18 000 Demokraten, Sozialisten, 
Kommunisten und Gewerkschafter eingestellt werden, daß 
mit der unmenschlichen Methode des Rufmordes, der 
Drohungen und Erpressungen gegen alle Atomkriegsgegner 
Schluß gemacht wird.

sind — sind deshalb wahrhaft humanistisch und dienen der 
Gerechtigkeit. Sie sind ein erneuter Beweis dafür, daß in 
der DDR die elementaren Menschenrechte, vor allem das 
Recht auf Frieden, und die Menschenwürde einen zuverläs­
sigen Schutz genießen.
Wie schamlos ist es dagegen, wenn ausgerechnet'jene 
Menschenhändler und Kindesräuber, deren Verbrechen 
unterdes gerichtsnotorisch sind, von Rechtsverletzung reden. 
Gerade die Machthaber in Bonn und ihre - geschlagenen 
Frontstadtpolitiker sind es doch, die seit Jahr und Tag die 
Rechte und Freiheiten deutscher Bürger mit Füßen treten. 
Was kann deshalb gerade heute diesen Bonner Unrechts­
staat besser charakterisieren als die Tatsache, daß vor 
genau 5 Jahren Adenauer nach Hitlers Vorbild die KPD ver­
bieten ließ? Dieser bisher eklatanteste Rechtsbruch gab den 
Auftakt zur Verfolgung aller anderen Friedenskräfte in der

5 00


